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Zu dem mit Schreiben vom 8. April 2026 übermittelten Entwurf einer Verordnung, mit der die Bio-

masseenergie-Nachhaltigkeitsverordnung geändert wird, wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Allgemeine Anmerkung: 

 

In § 1 Abs. 1 des Entwurfs wird ausgeführt: „Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 

(EU) 2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, ABl. Nr. L 328 

vom 21.12.2018 S. 82, in der Fassung der Richtlinie (EU) 2024/1711, ABl. Nr. L 1711 vom 26.6.2024 S. 1 

im Hinblick auf […]“. 

Es wird angeregt klarzustellen, ob direkt Unionsrecht umgesetzt oder lediglich die Verordnungser-

mächtigung des § 6 Abs. 3 des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes (EAG) ausgeführt wird. Die Umset-

zung von Unionsrecht, im vorliegenden Fall die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2023/2413 (RED III), 

wäre entsprechend zu notifizieren. 

 

Zu den einzelnen Bestimmungen: 

 

Zu Z 3(§ 1 Abs. 3 und 4) 

 

Diese Bestimmungen setzen nun erstmals die Ausnahmebestimmungen des Art. 29 Abs. 1 UAbs. 2 

RED III für biogene Abfälle und feste Siedlungsabfälle um. Zu der in § 1 Abs. 4 des Entwurfs festge-

legten Ausnahme vom Anwendungsbereich der Verordnung für „Anlagen, welche ausschließlich 

feste Siedlungsabfälle zur Erzeugung von Elektrizität, Wärme oder Kälte einsetzen“ wird Folgendes 

angemerkt: 

 

1. Die Ausnahmebestimmung des Art. 29 Abs. 1 UAbs. 2 RED III lautet: „Mit festen Siedlungsab-

fällen produzierte Elektrizität, Wärme und Kälte unterliegt nicht den in Absatz 10 festgeleg-
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ten Kriterien für Treibhausgaseinsparungen.“ § 1 Abs. 4 des Entwurfs stellt jedoch konkret 

auf Anlagen ab. Somit wären Anlagen zur ausschließlichen Erzeugung von Elektrizität aus 

festen Siedlungsabfällen (Müllverbrennungsanlagen) ausgenommen, nicht jedoch die Ver-

wendung von festen Siedlungsabfällen in Anlagen allgemein. Dadurch können sich nachfol-

gend Unklarheiten für Anlagen mit nicht ausschließlichem Einsatz von festen Siedlungsabfäl-

len ergeben (z.B. ob diese Anlagen bzw. Stoffströme dann den Treibhausgas-Kriterien und in 

weiterer Folge der Zertifizierungspflicht unterliegen). 

 

2. Darüber hinaus stellt sich die Frage, wie Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität aus festen 

Siedlungsabfällen, welche gemäß § 1 Abs. 4 des Entwurfs (bzw. Art. 29 Abs. 1 RED III) von der 

Biomasseenergie-Nachhaltigkeitsverordnung (BMEN-VO) ausgenommen sein sollen (und 

somit die Nachhaltigkeitskriterien und Kriterien für Treibhausgaseinsparungen nicht einhal-

ten müssen) im System des Europäischen Emissionshandels (ETS) erfasst sind. Die Ausnah-

men des Art. 29 Abs. 1 RED III für diverse Abfälle sind auch gleichlautend in Art. 38 Abs. 5 der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2018/2066 über die Überwachung von und die Bericht-

erstattung über Treibhausgasemissionen gemäß der Richtlinie 2003/87/EG, ABl. Nr. L 334 

vom 19.12.2018 S. 1 (Monitoringverordnung, MVO) vorgegeben. Somit sind diese auch für 

den ETS relevant. 

 

Gemäß Art. 38 MVO sind Biomasse-Brennstoffe, welche die Nachhaltigkeitskriterien und 

Kriterien für Treibhausgaseinsparungen erfüllen, mit dem „Emissionsfaktor null“ zu belegen. 

Somit sind für diese Emissionen keine Treibhausgaszertifikate abzugeben. Sind die Kriterien 

nicht erfüllt, ist der Biomasse-Stoffstrom als fossil anzusehen. Es wird daher angeregt, die 

Ausnahmebestimmung des § 1 Abs. 4 dahingehend zu prüfen, wie mit Emissionen umzuge-

hen ist, wenn diese bei der Energieerzeugung aus festen Siedlungsabfällen entstehen. Dies-

bezüglich wäre eine Klarstellung, insbesondere in Hinblick auf den Zusammenhang zwischen 

BMEN-VO und Emissionszertifikategesetz 2011 (EZG 2011), zumindest in den Erläuterungen, 

wünschenswert. 

 

Darüber hinaus sind gemäß § 2 Abs. 4 EZG 2011 Anlagen, die Biomasse nutzen, unter gewis-

sen Umständen vom ETS ausgenommen, sofern sie die Nachhaltigkeitskriterien und Krite-

rien für Treibhausgaseinsparungen (gem. BMEN-VO) einhalten. Es sollte geprüft werden, 

wie sich die Ausnahmebestimmung des § 1 Abs. 4 auf das EZG 2011 auswirkt. So stellt sich die 

Frage, ob beim Einsatz (von biogenen Anteilen an) festen Siedlungsabfällen die Kriterien 

„automatisch“ erfüllt sind. 

 

Zu Z 5 (§ 5 Abs. 5) 

 

Angeregt wird, auch im Verordnungstext in § 5 Abs. 5 beim Begriff „Unionsdatenbank“ einen Ver-

weis auf Art. 31a RED III aufzunehmen. 

 

Zu Z 9 (§ 8a): 

 

In Zusammenhang mit dem Begriff „Antrag wird angeregt zu präzisieren, ob hier tatsächlich ein for-

maler „Antrag“ eine*r Wirtschaftsteilnehmer*in gemeint ist. 
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Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 64 (zur Zl. MA64-555849-2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

4. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der  

Stadt Wien-Website 
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